
 

 

 

RESOLUTION  

Der chronischen Unterfinanzierung der IV ein Ende setzen 

Verabschiedet an der Delegiertenversammlung von Inclusion Handicap, 2. Juli 2026 

Die heute veröffentlichten Finanzperspektiven zeigen es: Es steht schlecht um die Fi
nanzen der Invalidenversicherung (IV). Die Lage hat sich zwar deutlich akzentuiert, 
aber die IV ist schon länger chronisch unterfinanziert. Mit Ausnahme der Zeit der Zu
satzfinanzierung von 2011 bis 2017 war die IV fast immer defizitär und wurde nie auf 
stabile Füsse gestellt. Die ehrliche Erkenntnis ist: Die den Menschen als Absicherung 
ihrer Existenz in Aussicht gestellten Leistungen können mit der gegenwärtigen Finan
zierung schlicht nicht erbracht werden. Um die IV finanziell zu stabilisieren, braucht es 
nun ein realistisches Finanzierungskonzept und sicher keinen Leistungskahlschlag. 
Die Delegiertenversammlung von Inclusion Handicap richtet daher einen dringenden 
Appell an Bundesrat und Parlament: Übernehmen Sie finanzielle Verantwortung für die 
IV und damit Verantwortung für die soziale Sicherheit der Menschen in der Schweiz! Es 
braucht jetzt nachhaltige, strukturelle Finanzierungslösungen statt einer Sanierung auf 
dem Rücken der betroffenen Menschen. Nur mit einer stabilen Finanzierung kann die 
IV zudem in Inklusion investieren und zu einer Inklusionsversicherung werden. Die De
legierten von Inclusion Handicap fordern im Einzelnen:  

Das strukturelle Defizit rasch beheben und den IV-Fonds auf gesetzliches Minimum 
bringen  

Mit den neuen Finanzperspektiven ist der IV-Fonds ohne Finanzierungsmassnahmen 
im Jahr 2031 schlichtweg leer. Um das ansteigende strukturelle Defizit zu beheben, 
reichen keine Pflästerli mehr. Es braucht Massnahmen, die rasch finanzielle Entlas
tung bringen:  

- Es braucht rasche und dauerhafte Zusatzeinnahmen von mindestens 0.3 
Lohnprozentpunkten. Dies damit das strukturelle Defizit ausgeglichen werden 
kann und der IV-Fonds wieder das gesetzliche Minimum von 50 Prozent einer 
Jahresausgabe erreicht. Die vom Bundesrat im Februar 26 diskutierten 0.1 bis 
0.2 Lohnprozentpunkte reichen für eine finanzielle Stabilisierung der IV nicht 
aus. 

- Senkung der Schuldzinszahlungen und Übernahme durch den Bund: Die ak
tuell überhöhten Schuldzinszahlungen von über 200 Mio. Franken pro Jahr be
lasten die IV ungebührlich und müssen gesenkt werden. Der Bund soll diese 
wie schon zwischen 2011 und 2017 so lange übernehmen, bis das strukturelle 
Defizit ausgeglichen ist und der IV-Fonds die 50-Prozent-Marke überschreitet.  
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Für die Entschuldung braucht es weitere befristete Zusatzeinnahmen 

Die IV wird zusätzlich von einer historischen Schuldenlast erdrückt. Dies weil in den 
Neunziger- und Nullerjahren viele ältere Arbeitnehmende auf dem blauen Weg aus 
dem Arbeitsmarkt gedrängt wurden. Bis heute lastet auf der IV eine erhebliche Darle
hensschuld gegenüber der Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV) in der Höhe 
von 10.3 Milliarden Franken. Diese Altlasten dürfen nicht die aktuell Versicherten tra
gen. Soll die IV entschuldet werden, braucht es deshalb weitere befristete Zusatzein
nahmen oder eine ganze Schuldenübernahme durch den Bund. 

Neben den finanziellen Aspekten ist im Hinblick auf die nächste IV-Revision auf fol
gende Punkte zu achten:  

Kein weiterer Druck auf psychisch belastete Menschen: Integrationsleistungen ja, aber 
nur richtig 

Bereits heute haben die IV-Stellen diverse Möglichkeiten, Menschen durch Eingliede
rungsmassnahmen zu unterstützen, bevor sie eine Rente sprechen. Diese Möglichkei
ten gilt es vollständig zu nutzen. Daher wird die angekündigte neue Integrationsleis
tung für Personen unter 25 Jahren von den Behindertenorganisationen nur unterstützt, 
wenn sie nachweislich eine Lücke im Gesetz schliesst und nicht als Sparprogramm 
missbraucht wird. Sie darf nicht dazu führen, dass jungen Menschen pauschal eine 
Rente vorenthalten wird. Sie muss vielmehr dazu führen, dass während der Eingliede
rungsmassnahmen auch die medizinische Versorgung verbessert und nicht einfach 
pauschal der Druck auf psychisch belastete junge Menschen erhöht wird. Zudem 
braucht es schnelle finanzielle Sicherheit, damit nicht einfach eine Verschiebung in 
die Sozialhilfe stattfindet. Damit eine solche Integrationsleistung auch funktioniert, 
kommt es also stark auf die konkrete Ausgestaltung an.  

Job Coaching als weitere Unterstützungsmassnahme 

Für eine erfolgreiche Eingliederung bei der IV braucht es Unterstützungsmassnahmen 
wie Job Coaching nach Supported Employment. Arbeitgebende müssen zudem dabei 
unterstützt, aber auch in die Pflicht genommen werden, die nötigen Arbeitsstellen 
überhaupt zur Verfügung zu stellen und angemessene Vorkehren zu treffen, damit 
Menschen mit Behinderungen vermehrt im 1. Arbeitsmarkt Fuss fassen können.  

Faire Verfahren und faire Gutachten 

Die Beurteilung von IV-Ansprüchen und insbesondere medizinische Gutachten bei den 
IV-Abklärungsprozessen müssen fair sein. Faire Verfahren bilden die Basis für das Ver
trauen in die Sozialversicherung IV. Wir fordern vom Bundesrat und Parlament, die 
Qualität, Transparenz und Objektivität der Gutachten gesetzlich abzusichern. Es darf 
nicht sein, dass die chronische Unterfinanzierung der IV zu Lasten der Gutachtensqua
lität geht und willkürliche Leistungsverweigerungen begünstigt. Faire Verfahren müs
sen garantiert werden! 
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